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Einleitung 

Ein Streit über die gerichtliche Zuständigkeit kann jahrelang dauern. Damit 
gehen ein erhöhter finanzieller und zeitlicher Aufwand für die Parteien und die 
Inanspruchnahme von Gerichtsressourcen einher – und das, ohne überhaupt zur 
Sache zur kommen! 

Aufgrund internationaler Verflechtungen nehmen dabei Sachverhalte mit ei-
nem Bezug zu mehreren Staaten zu, sodass die Parteien, aber auch nationale 
Gerichte, vor der Frage stehen, in welchem Staat der Streit ausgetragen werden 
kann. 

Wird gegen einen in der Europäischen Union wohnhaften Beklagten in ei-
nem Mitgliedstaat eine zivil- oder handelsrechtliche Klage mit Auslandsbezug 
erhoben, richtet sich die internationale Zuständigkeit nach der europäischen 
Verordnung über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (EuGVVO).1 
In schadensersatzrechtlichen Streitigkeiten, die im Zivilrecht von zentraler Be-
deutung sind, stehen dem Kläger2 im Anwendungsbereich der EuGVVO neben 
dem allgemeinen Gerichtsstand die beiden besonderen Gerichtsstände für ver-
tragliche und für deliktische Ansprüche zur Wahl, soweit kein ausschließlicher 
Gerichtsstand greift. Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO, die den Gegenstand die-
ser Untersuchung bilden, bestimmen, dass zur Geltendmachung von vertragli-
chen Ansprüchen das Gericht am Erfüllungsort und von deliktischen Ansprü-
chen das Gericht am Handlungs- oder Erfolgsort zuständig ist. 

A. Problemaufriss 
A. Problemaufriss 

Die Abgrenzung des Vertrags- und Deliktsgerichtsstands gem. Art. 7 Nr. 1 und 
Nr. 2 EuGVVO ist ein weitgehend ungelöstes Problem des Internationalen  

 
1 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2012, 20.12.2012, ABl. L 351, S. 1. Zum Anwendungsbereich der Zuständig-
keitsnormen vgl. Art. 1 EuGVVO, Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 EuGVVO 
i.V.m. ErwG 13 der EuGVVO; EuGH 14.11.2013, C-478/12 – Maletic, ECLI:EU:C: 
2013:735, Rn 25 ff. 

2 Die Verwendung des generischen Maskulinums soll den Lesefluss erleichtern. Alle An-
gaben in dieser Arbeit beziehen sich auf Personen jeden Geschlechts. 
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Zivilprozessrechts.3 Die Rechtsprechung des EuGH, insbesondere das vielzi-
tierte Urteil in der Rechtssache Brogsitter4, hat für mehr Verwirrung als Klar-
heit gesorgt. Die neuere Entscheidung Wikingerhof5 beseitigt zwar einen Teil 
der Unsicherheiten, schafft aber zugleich auch neue Fragen. 

Problematisch an der Abgrenzung des Vertrags- und Deliktsgerichtsstands 
ist, dass sie unabhängig vom nationalen Recht einer einzelnen Rechtsordnung 
bestimmt werden muss. Zwischen den europäischen Rechtsordnungen beste-
hen aber erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Frage, welche Fallkonstella-
tionen unter die Vertrags- oder unter die Deliktshaftung fallen. Auch für das 
Verhältnis der vertraglichen und deliktischen Ansprüche finden sich innerhalb 
der Europäischen Union unterschiedliche Lösungen: Während im deutschen 
Recht die Ansprüche in Anspruchskonkurrenz nebeneinanderstehen, werden 
nach dem französischen Prinzip des non-cumul deliktische Ansprüche durch 
das Vertragsrecht verdrängt. 

Daher bedarf es einer Überprüfung, wie mögliche Schnittstellen zwischen 
vertraglicher und deliktischer Haftung einzuordnen sind. Dazu gehören insbe-
sondere die Verletzung vertraglicher Schutzpflichten und die vorvertragliche 
Haftung. Bei der letzteren ist zu beachten, dass sie verschiedene Konstellatio-
nen erfasst. So könnte für die vorvertragliche Täuschung, beispielsweise über 
die Mangelfreiheit der Kaufsache, etwas anderes als für den Abbruch von Ver-
tragsverhandlungen gelten. Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben sich z.B. 
auch bei der Arzthaftung oder bei Mangelfolgeschäden. Hinzu kommen 
Rechtsinstitute, die nationale Besonderheiten bilden. 

Die vorliegende Untersuchung soll sich der „drängenden Aufgabe“6 anneh-
men, Abgrenzungskriterien für „Vertrag“ und „unerlaubte Handlung“ i.S.d. 
Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO zu entwickeln. Obwohl diese Begriffe bereits 
seit der Antike Gegenstand intensiver Diskussionen sind, gibt es keine Defini-
tion, die nicht neue Fragen aufwirft: „Like the proverbial elephant, tort is easier 
to recognize than to define“.7 Dasselbe gilt, wenn auch in einem geringeren 
Maße, spiegelbildlich für die Vertragsverletzung.  

In dieser Arbeit wird das Problemfeld aus einer vergleichsweise neuen Per-
spektive betrachtet, da zuständigkeitsspezifische Erwägungen herangezogen 
und die Besonderheiten einer supranationalen Ebene berücksichtigt werden. 
Bei der Entwicklung von Abgrenzungskriterien zwischen Vertrag und Delikt 
im europäischen Zuständigkeitsrecht ist die Suche nach einer einheitlichen Lö-

 
3 Hoffmann, F., ZZP 128 (2015), 465; vgl. auch Spickhoff, IPRax 2017, 72, 73; Man-

kowski, LMK 2020, 434668; Schnichels/Stein/Lenzing, EuZW 2021, 965, 970. 
4 EuGH 13.3.2014, C-548/12 – Brogsitter, ECLI:EU:C:2014:148. 
5 EuGH 24.11.2020, C-59/19 – Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:950. 
6 Hoffmann, F., ZZP 128 (2015), 465. 
7 GA Warner, Schlussanträge v. 8.10.1980, C-814/79 – Niederlande/Rüffer, ECLI:EU:C: 

1980:229, Frage B a.E. 
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sung erforderlich, die in allen EU-Mitgliedstaaten konsensfähig ist. Die Ab-
grenzungskriterien müssen Rechtsklarheit schaffen, aber zugleich offen genug 
für neue Entwicklungen sein.8 

B. Forschungsfrage und Gang der Untersuchung 
B. Forschungsfrage und Gang der Untersuchung 

Untersucht man das Verhältnis der Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO, stellt sich 
schnell heraus, dass man um die – umstrittene – Frage nicht umhinkommt, ob 
sich die Anwendungsbereiche des Vertrags- und Deliktsgerichtsstands gegen-
seitig ausschließen oder der Kläger ein Wahlrecht zwischen diesen beiden Ge-
richtsständen haben kann. Diese Frage wird sich als roter Faden durch die ge-
samte Arbeit ziehen. Aus prozessrechtlicher Sicht ist sie der springende Punkt, 
da von ihrer Beantwortung die folgenden Problemstellungen abhängig sind: 

Unter der Annahme, dass Vertrags- und Deliktsgerichtsstand in einem Ex-
klusivitätsverhältnis stehen und folglich nur einer der beiden eröffnet sein 
kann, wird der allgemeine Gerichtsstand aufgewertet. Dadurch könnten die In-
teressen des Klägers beeinträchtigt werden, weil er einen Gerichtsstand „ver-
liert“; umgekehrt könnte dadurch ggf. der Beklagtenschutz gestärkt werden. 
Die EuGVVO soll daher in Hinblick darauf analysiert werden, ob ein Exklusi-
vitätsverhältnis des Vertrags- und Deliktsgerichtsstands im Einklang mit den 
Parteiinteressen steht (Kapitel 2). Die Qualifikation im europäischen Zustän-
digkeitsrecht hat sich nämlich primär nach der Systematik und den Zwecken 
der EuGVVO auszurichten.9 

Ein Wahlrecht des Klägers zwischen dem Vertrags- und Deliktsgerichts-
stand wäre aber erst gar nicht möglich, wenn ein Lebenssachverhalt nur ein-
heitlich – entweder als vertraglich oder als deliktisch – qualifiziert werden 
kann, auch wenn im nationalen Verständnis vertragliche und deliktische An-
sprüche in Betracht kommen (Kapitel 3). Als Vorfrage ist daher zu klären, was 
genau qualifiziert wird, denn davon ist abhängig, ob die einheitliche Qualifi-
kation dogmatisch zwingend ist. In diesem Zusammenhang ist auch das Kolli-
sionsrecht zu berücksichtigen, da das Gericht bei einem internationalen Sach-
verhalt bestimmen muss, welches Recht auf die vertraglichen und/oder auf die 
deliktischen Ansprüche anwendbar ist. 

Unter der Annahme, dass sich Vertrags- und Deliktsgerichtsstand nicht ge-
genseitig ausschließen, wirft das Wahlrecht des Klägers zwischen diesen bei-
den Gerichtsständen die Frage auf, ob die Kognitionsbefugnis des zuständigen 
Gerichts auf den jeweils zuständigkeitsbegründenden Anspruch beschränkt ist 

 
8 Wagner, G., in: Zimmermann, Grundstrukturen, S. 189, 245. 
9 EuGH 25.2.2010, C-381/08 – Car Trim GmbH, ECLI:EU:C:2010:90, Rn 47; vgl. EuGH 

16.5.2013, C-228/11 – Melzer, ECLI:EU:C:2013:305, Rn 22 und EuGH 25.10.2012, C-
133/11 – Folien Fischer, ECLI:EU:C:2012:664, Rn 30. 
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(Kapitel 4). Will der Kläger nicht im Wohnsitzstaat des Beklagten vor Gericht 
ziehen, hätte eine beschränkte Kognitionsbefugnis zur Folge, dass er ggf. in 
zwei verschiedenen Staaten klagen oder auf die Geltendmachung konkurrie-
render Ansprüche verzichten müsste. Die einheitliche Qualifikation vermeidet 
dagegen diese Problematik, da das zuständige Gericht in diesem Fall alle in 
Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen prüfen darf, unabhängig davon, 
wie diese im nationalen Recht qualifiziert werden. 

Neben diesen zuständigkeitsspezifischen und kollisionsrechtlichen Erwä-
gungen muss bei der Frage nach einem Exklusivitätsverhältnis der beiden Ge-
richtsstände auch das materielle Recht der nationalen Rechtsordnungen heran-
gezogen werden, da die Begriffe „Vertrag“ und „Delikt“ materiell-rechtlich 
geprägt sind (Kapitel 5). Dabei ist zunächst zu klären, warum sich die Unter-
schiede zwischen den europäischen Rechtsordnungen entwickelt haben und 
welche gemeinsamen Grundlagen es gibt. Die Antworten darauf sollen unter 
Heranziehung der Rechtsgeschichte herausgearbeitet werden. Sodann ist – 
mangels eines vereinheitlichten Haftungsrechts auf europäischer Ebene – 
rechtsvergleichend zu erforschen, wie die Anwendungsbereiche der Vertrags- 
und Deliktshaftung in ausgewählten10 europäischen Rechtsordnungen be-
stimmt werden. Ein besonderes Augenmerk wird daraufgelegt, wie die einzel-
nen Rechtsordnungen die Konkurrenz zwischen vertraglichen und deliktischen 
Ansprüchen lösen und ob aus materiell-rechtlicher Sicht eine Dichotomie der 
Vertrags- und Deliktshaftung existiert.  

Die Ergebnisse des Rechtsvergleichs sollen bei der Würdigung der verschie-
denen Ansätze zur Abgrenzung von Vertrag und Delikt, die in Rechtsprechung 
und Literatur vertreten werden, berücksichtigt werden (Kapitel 6). Die vorlie-
gende Untersuchung soll zugleich einen Beitrag zur Systematisierung dieser 
Ansätze leisten.  

Am Ende der Arbeit wird ein eigener Lösungsansatz zur Abgrenzung der 
Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO vorgestellt. So viel sei bereits vorweggenom-
men: Der hier entwickelte Lösungsansatz wird nicht nur Kriterien für die Er-
öffnung ausschließlich des Vertrags- bzw. des Deliktsgerichtsstands aufstellen, 
sondern auch einen Vorschlag für ein Kriterium erarbeiten, nach dem sich rich-
ten soll, wann dem Kläger ein Wahlrecht zwischen dem Vertrags- und Delikts-
gerichtsstand zusteht.

 
10 Insbesondere Frankreich, Spanien, Belgien, Italien, Polen, Niederlande und Österreich. 



 

 

Kapitel 1 
 

Entwicklung der EuGH-Rechtsprechung 

Bevor auf die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO 
eingegangen wird, bietet sich zum Einstieg ein kurzer Blick auf den Wortlaut 
der Vorschrift an. Auf die Entstehungsgeschichte1, die Ziele2 und die Systema-
tik3 der EuGVVO, auf die sich der EuGH neben dem Wortlaut bei der Ausle-
gung der Verordnung stützt,4 wird an späteren Stellen der Untersuchung näher 
eingegangen.  

Art. 7 Nr. 1 EuGVVO5 ist in anderen Sprachen deutlich weiter formuliert als 
im Deutschen („vertragliche Angelegenheiten“6). Bei der Auslegung sind alle 
Sprachfassungen der EuGVVO zu berücksichtigen, da sie alle gleich verbind-
lich sind.7 Diese weite Formulierung in anderen Sprachen spricht gegen eine 
restriktive Auslegung des Vertragsbegriffs.8 Die Unterscheidung zwischen 
„Vertrag“ und „Ansprüchen aus einem Vertrag“ ist eine Besonderheit der deut-
schen Fassung.9  

 
1 Kap. 2, A. („Historische Entwicklung der kontinentaleuropäischen Zuständigkeitssys-

teme“). 
2 Insbesondere Kap. 2, C. („Zuständigkeitsordnung der EuGVVO“). 
3 Insbesondere Kap. 2, C. und Kap. 3, D. („Vertrag und Delikt im europäischen IPR“). 
4 EuGH 25.2.2010, C-381/08 – Car Trim GmbH, ECLI:EU:C:2010:90, Rn 47; vgl. EuGH 

16.5.2013, C-228/11 – Melzer, ECLI:EU:C:2013:305, Rn 22 und EuGH 25.10.2012, C-
133/11 – Folien Fischer, ECLI:EU:C:2012:664, Rn 30. 

5 Englisch: „matters relating to a contract“, Französisch: „matière contractuelle“, Spa-
nisch: „materia contractual“, Italienisch: „materia contrattuale“, Portugiesisch: „matéria 
contratual“, Polnisch: „w sprawach dotyczących umowy“ – die den Vertrag betreffende An-
gelegenheiten. 

6 Ebenso die Übersetzung von Martiny, in: FS Geimer, S. 641, 648; Wais, Erfüllungsge-
richtsstand, S. 51. 

7 Staudinger, A., in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Einl. Brüssel Ia-VO Rn 37; Wendel-
stein, ZEuP 2015, 622, 636, Fn 4. 

8 GA Bobek, Schlussanträge v. 19.10.2017, C‑274/16, C‑447/16 und C‑448/16 – fligh-
tright GmbH, ECLI:EU:C:2017:787, Rn 53, der noch die tschechische Fassung heranzieht; 
Lobach, IPRax 2019, 391, 395; vgl. aber Martiny, in: FS Geimer, S. 641, 648, der zwar die 
o.g. Formulierungen für weit hält, ihnen aber die enge niederländische Fassung gegenüber-
stellt („verbintenissen uit overeenkomst“ bedeute Verpflichtungen aus einem Vertrag). 

9 Vorbehaltlich anderer, hier nicht untersuchter Sprachfassungen; ebenso Wais, Erfül-
lungsgerichtsstand, S. 51. 
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Weniger einheitlich sind die Formulierungen zum Deliktsgerichtsstand. 
Überwiegend ist von „deliktischen und quasideliktischen Angelegenheiten“ 
die Rede, ähnlich wie in der deutschen Fassung.10 Die anderen Sprachfassun-
gen11 sind weiter: Indem sie von „außervertraglichen Angelegenheiten“ spre-
chen, deuten sie auf ein Exklusivitätsverhältnis von Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 
EuGVVO hin. Da diese Formulierung aber nur teilweise zu finden ist, lässt 
sich daraus kein eindeutiger Schluss auf die Auslegung ziehen. 

Die zusätzliche Nennung der „Ansprüche aus einer solchen Handlung“ ist 
auch hier ein Sonderfall. Die Formulierung „Handlung, die einer unerlaubten 
Handlung gleichgestellt ist“, die nicht in allen Sprachfassungen vorhanden ist, 
ist eine Übersetzung aus dem Französischen „quasi-delict“ und steht für fahr-
lässige Handlungen.12 Ursprünglich war diese gesonderte Kategorie notwen-
dig, da unter Delikten nur vorsätzliche Handlungen verstanden wurden.13 
Durch die Ausweitung des Deliktsbegriffs auf Fahrlässigkeit ist die ausdrück-
liche Nennung der Quasidelikte überflüssig geworden.14 

Der Wortlaut klärt somit das Verhältnis von Art. 7 Nr. 1 und Nr. 2 EuGVVO 
zueinander nicht.15 Aus diesem Grund besteht ein Bedürfnis für die Konkreti-
sierung der Vorschrift durch den EuGH. Im Folgenden werden daher die wich-
tigsten Entscheidungen des EuGH zum Vertrags- und Deliktsbegriff sowie zur 
Abgrenzung der beiden Gerichtsstände dargestellt und kritisch gewürdigt (A.). 
Auf dieser Rechtsprechung baut der Meinungsstreit zwischen dem Exklusivi-
tätsverhältnis und der Kumulation des Vertrags- und Deliktsgerichtsstands auf 
(hierzu unter B.). 

 
10 Französisch: „matière délictuelle ou quasi délictuelle“, Spanisch: „materia delictual o 

cuasidelictual“, Englisch: „matters relating to tort, delict or quasi-delict“, wobei die auf das 
Zusammentreffen von common und civil law zurückzuführende Unterscheidung zwischen 
tort und delict zeigt, dass die Begriffe nicht deckungsgleich sind; Polnisch: „w sprawach 
dotyczących czynu niedozwolonego lub czynu podobnego do czynu niedozwolonego“, d.h. 
die eine unerlaubte Handlung oder eine der unerlaubten Handlung ähnliche Handlung be-
treffenden Angelegenheiten; Italienisch: „materia di illeciti civili dolosi o colposi“ (dies ent-
spricht dem Verständnis von Quasidelikten als Fahrlässigkeitsdelikte); die Aussagefähigkeit 
kann wiederum nur auf die untersuchten Sprachen begrenzt werden. 

11 Portugiesisch: „matéria extracontratual“; ebenso die dänische, finnische und schwedi-
sche Fassung, vgl. dazu GA Saugmandsgaard Øe, Schlussanträge v. 10.9.2020, C-59/19 – 
Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:688, Rn 28 Fn 26. 

12 EuGH 9.12.2021, C-242/20 – HRVATSKE ŠUME, ECLI:EU:C:2021:985, Rn 54; 
Schlosser, P., in: Schlosser, P./Hess, EuZPR, Art. 7 EuGVVO Rn 12. 

13 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, § 61 Rn 2, § 62 Rn 28; Jansen, Struktur, 
S. 280; auch im Code Civil wurden Quasidelikte als fahrlässig begangene Delikte verstan-
den, siehe Coing, Europäisches Privatrecht II, S. 433. 

14 Schlosser, P., in: Schlosser, P./Hess, EuZPR, Art. 7 EuGVVO Rn 12. 
15 Ebenso EuGH 4.3.1982, 38/81 – Effer Spa, ECLI:EU:C:1982:79 Rn 5; Martiny, in: FS 

Geimer, S. 641, 648 zum Vertragsgerichtsstand; Wendelstein, ZEuP 2015, 622, 636, Fn 4 
zum Deliktsgerichtsstand. 
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A. Zentrale Entscheidungen des EuGH 
A. Entscheidungen des EuGH 

I. Vertrag i.S.d. Art. 7 Nr. 1 EuGVVO 

1. Freiwillig eingegangene Verpflichtung 

In der Rechtssache Handte hat der EuGH entschieden, dass Art. 7 Nr. 1 
EuGVVO (n.F.)16 nicht greift, wenn es an einer von einer Partei gegenüber 
einer anderen freiwillig eingegangenen Verpflichtung fehlt.17 Gegenstand der 
Klage war die Haftung des Herstellers, der kein Verkäufer war, gegenüber dem 
späteren Endabnehmer.18 Im Urteil Engler fügte der EuGH hinzu, dass sich die 
Klage gerade auf diese Verpflichtung stützen muss.19 

Art. 7 Nr. 1 EuGVVO verlangt nicht den wirksamen Abschluss eines Ver-
trages,20 sondern es reicht aus, wenn das Zustandekommen des Vertrages strei-
tig ist.21 Anderenfalls könnte der Beklagte durch die Behauptung, dass kein 
Vertrag zustande gekommen oder dieser nichtig ist, die Zuständigkeitsbegrün-
dung verhindern.22 

In Bezug auf den Verbrauchergerichtsstand (nun Art. 17 f. EuGVVO), der 
eine lex specialis23 zum Vertragsgerichtsstand ist, stellte der EuGH fest, dass 
ein Vertrag eine Willenseinigung zweier Personen voraussetzt, durch die ge-
genseitige, voneinander abhängige Pflichten entstehen.24 Allerdings ist nach 

 
16 Im Folgenden wird zur besseren Lesbarkeit einheitlich Art. 7 EuGVVO n.F. von 2012 

(in Kraft seit 2015) genannt, obwohl sich die zitierten Urteile teilweise auf Art. 5 EuGVÜ 
von 1968 (in Kraft seit 1972) bzw. Art. 5 EuGVVO a.F. von 2000 (in Kraft seit 2002) bezie-
hen. 

17 EuGH 17.6.1992, C-26/91 – Handte, ECLI:EU:C:1992:268, Rn 15; bestätigt u.a. durch 
EuGH, 27.10.1998, C-51/97 – Réunion européenne, ECLI:EU:C:1998:509, Rn 17; EuGH 
17.9.2002, C-334/00 – Tacconi, ECLI:EU:C:2002:499, Rn 23. 

18 EuGH 17.6.1992, C-26/91 – Handte, ECLI:EU:C:1992:268, Rn 16; die Besonderheit 
dieser Konstellation betont GA Jacobs, von dem auch die Schlussanträge in der Rs. Handte 
stammen, in seinen Schlussanträgen zur Rs. Gabriel (Gewinnzusage): 13.12.2001, C-96/00 
– Gabriel, ECLI:EU:C:2001:690 Rn 54. 

19 EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 51. 
20 EuGH 17.9.2002, C-334/00 – Tacconi, ECLI:EU:C:2002:499, Rn 22; EuGH 20.1.2005, 

C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 45; EuGH 28.1.2015, C‑375/13 – Kolassa, EC-
LI:EU:C:2015:37, Rn 38; GA Jacobs, Schlussanträge v. 13.12.2001, C-96/00 – Gabriel, E-
CLI:EU:C:2001:690 Rn 57; krit. Kindler, IPR des Wirtschaftsverkehrs, S. 207. 

21 EuGH 4.3.1982, 38/81 – Effer Spa, ECLI:EU:C:1982:79, Rn 8; EuGH 20.1.2005, C-
27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 46. 

22 Leible, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Art. 7 Brüssel Ia-VO Rn 37. 
23 EuGH 11.7.2002, C-96/00 – Gabriel, ECLI:EU:C:2002:436, Rn 36; EuGH 20.1.2005, 

C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 32. 
24 Jeweils zu Art. 13 Abs. 1 EuGVÜ: EuGH 11.7.2002, C-96/00 – Gabriel, EC-

LI:EU:C:2002:436, Rn 49; EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 34. 
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dem EuGH für Art. 7 Nr. 1 EuGVVO das Vorliegen von zwei übereinstimmen-
den Willenserklärungen nicht entscheidend, da er den Art. 7 Nr. 1 EuGVVO 
nicht nur auf Verträge anwendet, sondern auf jede freiwillig eingegangene 
Verpflichtung.25  

Nach dem EuGH greift Art. 7 Nr. 1 EuGVVO nämlich auch für vertragsähn-
liche Rechtsverhältnisse26 sowie für einseitige Rechtsgeschäfte. So eröffnete 
der EuGH im Urteil Engler den Vertragsgerichtsstand27 für eine Klage auf Her-
ausgabe eines scheinbar gewonnenen Preises.28 Der EuGH führte aus, dass die 
Gewinnzusage als eine freiwillig eingegangene Verpflichtung anzusehen sei, 
da sie den Verkäufer „wie ein Vertrag binde“.29 Unbeachtlich sei, dass der Ver-
käufer nicht die Absicht hatte, diese zu erfüllen.30 Als „Annahmeerklärung“31 
reiche aus, dass der Verbraucher die Auszahlung des Gewinns verlangt hat.32 

Als weiteres Beispiel lassen sich die Fluggastrechte-Entscheidungen anfüh-
ren, in denen der EuGH die Anwendbarkeit des Vertragsgerichtsstands bejahte, 
obwohl zwischen den Prozessparteien kein Vertrag bestand.33 Anders als in der 
Rechtssache Handte ließ der EuGH hier eine Vertragskette ausreichen.34  

 
25 Vgl. EuGH 26.3.2020, C-215/18 – Králová/Primera Air Scandinavia, EC-

LI:EU:C:2020:235 Rn 43; GA Saugmandsgaard Øe, Schlussanträge v. 10.9.2020, C-59/19 
– Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:688, Rn 40 Fn 52. 

26 EuGH 22.3.1983, 34/82 – Peters, ECLI:EU:C:1983:87, Rn 13 (Rechtsverhältnis zwi-
schen dem Verein und seinen Mitgliedern); EuGH 10.9.2015, C-47/14 – Holterman, EC-
LI:EU:C:2015:574, Rn 53 f. (Gesellschaft und ihr Geschäftsführer); EuGH 8.5.2019, C-
25/18 – Kerr, ECLI:EU:C:2019:376, Rn 27 (Entscheidung der Hauptversammlung der Mit-
eigentümer eines Gebäudes). 

27 Der Verbrauchergerichtsstand war mangels einer tatsächlichen Bestellung nicht gege-
ben, vgl. Art. 13 Abs. 1 Nr. 3 EuGVÜ – dazu EuGH 11.7.2002, C-96/00 – Gabriel, EC-
LI:EU:C:2002:436, Rn 60 und 54 (ebenso vertragliche Qualifikation, aber der speziellere 
Verbrauchergerichtsstand eröffnet); zu Art. 15 Abs. 1 lit. c) EuGVVO a.F. (wortlautgleich 
mit Art. 17 Abs. 1 lit. c) EuGVVO n.F.): EuGH 14.5.2009, C-180/06 – Ilsinger, EC-
LI:EU:C:2009:303, Rn 59. 

28 EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 58. 
29 EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 56. 
30 EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 59; krit. daher Leible, in: 

Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Art. 7 Brüssel Ia-VO Rn 31: Es fehle am Merkmal der Frei-
willigkeit. 

31 Es handelt sich um ein einseitiges Rechtsgeschäft, das keine Annahme erfordert: 
Leible, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Art. 7 Brüssel Ia-VO Rn 31; a.A. GA Jacobs, 
Schlussanträge v. 8.7.2004, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2004:414, Rn 45: Die Gewinn-
zusage erfordere stets die Einforderung des Preises. 

32 EuGH 20.1.2005, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2005:33, Rn 55. 
33 EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 

2018:160, Rn 64; bestätigt durch EuGH 26.3.2020, C-215/18 – Králová/Primera Air Scandi-
navia, ECLI:EU:C:2020:235 Rn 52. 

34 EuGH 17.6.1992, C-26/91 – Handte, ECLI:EU:C:1992:268, Rn 15 f; anders auch 
EuGH 28.1.2015, C‑375/13 – Kolassa, ECLI:EU:C:2015:37, Rn 40 f. 



 A. Entscheidungen des EuGH 9 

 

Gegenstand des Verfahrens war der Anspruch eines Fluggastes auf Ausgleichs-
zahlung aus der Fluggastrechte-Verordnung35 aufgrund einer Verspätung ge-
gen das Luftfahrtunternehmen, das nicht Vertragspartner des Fluggastes war.36 
Laut dem EuGH ist nicht die Identität der Parteien entscheidend, sondern, dass 
der Vertrag die Grundlage der Klage bildet.37 Es reiche aus, dass das Luftfahrt-
unternehmen gegenüber dem Vertragspartner des Fluggastes eine freiwillige 
Verpflichtung eingegangen sei.38 Das Luftfahrtunternehmen erfülle somit die 
vertragliche Verpflichtung des Vertragspartners des Fluggastes.39 Damit lässt 
der EuGH eine Klage vor dem Vertragsgerichtsstand auch gegen Erfüllungs-
gehilfen40, d.h. gegen Dritte, zu und hält einen bloß mittelbaren Zusammen-
hang mit einem Vertrag für ausreichend. In dieser Hinsicht ist der Verbrau-
chergerichtsstand41 nach seinem Wortlaut enger, weil Art. 18 Abs. 1 EuGVVO 
voraussetzt, dass der Verbraucher „gegen den anderen Vertragspartner“ 
klagt.42 

Der EuGH verlangt somit nicht das Vorliegen eines Vertrages zwischen den 
Prozessparteien für die Anwendbarkeit des Vertragsgerichtsstands. Dies zeigt, 
dass der EuGH den Begriff des Vertrages weit auslegt, obwohl er das Merkmal 
der freiwillig eingegangenen Verpflichtung als eine einschränkende43 Voraus-
setzung eingeführt hat. 

 
35 Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 

Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstützungsleistungen 
für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung 
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91, ABl. L 046 v. 17.2.2004, 
S. 1. 

36 EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 
2018:160, Rn 64. 

37 EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 
2018:160, Rn 61.  

38 EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 
2018:160, Rn 63. 

39 Vgl. EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 
2018:160, Rn 62. 

40 Lobach, IPRax 2019, 391, 394. 
41 Näher zum Verbrauchergerichtsstand Kap. 4, B. II. 4. („Gleichlauf mit dem Verbrau-

chergerichtsstand“). 
42 EuGH 28.1.2015, C‑375/13 – Kolassa, ECLI:EU:C:2015:37, Rn 30; vgl. dagegen die 

noch weite Auslegung des Begriffs des „anderen Vertragspartners“ in EuGH 14.11.2013, C-
478/12 – Maletic, ECLI:EU:C:2013:735, Rn 32. 

43 EuGH 17.6.1992, C-26/91 – Handte, ECLI:EU:C:1992:268, Rn 14; EuGH, 27.10.1998, 
C-51/97 – Réunion européenne, ECLI:EU:C:1998:509, Rn 16. 
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2. „Ansprüche aus einem Vertrag“ 

Unter Art. 7 Nr. 1 EuGVVO fallen alle Verpflichtungen, die sich aus dem Ver-
trag ergeben.44 Erfasst sind sowohl Primäransprüche auf Erfüllung einer 
Haupt- oder Nebenpflicht als auch Sekundäransprüche, insbesondere auf Scha-
densersatz wegen Vertragsverletzung.45 Art. 12 Abs. 1 lit. c) und lit. e) Rom I-
VO46 bestätigt, dass auch Folgen der Nichterfüllung und der Nichtigkeit des 
Vertrags erfasst sind.47 Nach dem EuGH ist ausreichend, wenn der Anspruch 
seinen Grund in der Nichteinhaltung einer Vertragspflicht hat.48 

II. Unerlaubte Handlung i.S.d. Art. 7 Nr. 2 EuGVVO 

Im Urteil Kalfelis hat der EuGH entschieden, dass sich der Begriff der uner-
laubten Handlung auf Klagen bezieht, mit denen eine Schadenshaftung des Be-
klagten geltend gemacht wird und die nicht an einen „Vertrag“ i.S.v. (heute) 
Art. 7 Nr. 1 EuGVVO anknüpfen.49 Ansprüche aus unerlaubter Handlung sind 
nach der Formel negativ von Ansprüchen aus einem Vertrag abzugrenzen. Als 
positiven Gehalt50 der Vorschrift stellte der EuGH in anderen Entscheidungen 
fest, dass eine unerlaubte Handlung vorliegt, wenn die geltend gemachte Ver-
pflichtung unabhängig von einem zwischen den Parteien geschlossenen Ver-
trag besteht51, oder wenn ein Verstoß gegen eine gesetzliche Verpflichtung52 
bzw. gegen Rechtsvorschriften53 gegeben ist.  

Art. 7 Nr. 2 EuGVVO erfasst neben der Schadenshaftung auch Unterlas-
sung- und Feststellungsklagen.54 Dennoch lässt sich sagen, dass eine Schädi-
gung bzw. ein Schaden charakteristisches Merkmal von Ansprüchen aus  

 
44 EuGH 7.3.2018, C-274/16, C-447/16 und C-448/16 – flightright u.a., ECLI:EU:C: 

2018:160, Rn 59. 
45 Leible, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Art. 7 Brüssel Ia-VO Rn 25. 
46 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. L 177 
S. 6, ber. 2009 L 309 S. 87. 

47 So EuGH, 8.3.1988, C-9/87 – Arcado, ECLI:EU:C:1988:127, Rn 15; Leible, in: Rau-
scher, EuZPR/EuIPR, Bd. 1, Art. 7 Brüssel Ia-VO Rn 25; Wais, Erfüllungsgerichtsstand, 
S. 56. 

48 EuGH, 8.3.1988, C-9/87 – Arcado, ECLI:EU:C:1988:127, Rn 13. 
49 EuGH 27.9.1988, C-189/87 – Kalfelis, ECLI:EU:C:1988:459, Rn 17. 
50 GA Jacobs, Schlussanträge v. 8.7.2004, C-27/02 – Engler, ECLI:EU:C:2004:414, 

Rn 57. 
51 EuGH 24.11.2020, C-59/19 – Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:950, Rn 33. 
52 EuGH 24.11.2020, C-59/19 – Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:950, Rn 33. 
53 EuGH 17.9.2002, C-334/00 – Tacconi, ECLI:EU:C:2002:499, Rn 25; vgl. EuGH 

21.4.2016, C-572/14 – Austro-Mechana, ECLI:EU:C:2016:286, Rn 37 und 50. 
54 Zum Unterlassen vgl. den Wortlaut; zur Feststellungsklage EuGH 25.10.2012, C-

133/11 – Folien Fischer, ECLI:EU:C:2012:664, Rn 43 ff. 
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− niederländisches Recht  336 
− österreichisches Recht  343 
− polnisches Recht  326 
− spanisches Recht  297 
Reliantco Investments  179, 182, 185, 

406 
restriktive Auslegung  60 

 
Sachwalterhaftung  496, 497 
Sachzusammenhang  siehe 

Zuständigkeit kraft 
Sachzusammenhangs 

Schutzpflichten  274, 363, 406, 416 
− Belgien  312 
− eigener Ansatz  474, 492 
− Frankreich  286 
− Italien  318 
− Leistungs- und Integritätsinteresse  

450, 464 
− Niederlande  341 
− Österreich  349 
− Rechtsgeschichte  263 
− Rechtsvergleichung  381, 397 
− Spanien  304 
− transaktionsspezifische Pflichten  

428 
Shevill  87 
spanisches Recht  297 

Straffunktion  368, 369, siehe auch 
Präventivfunktion, siehe auch 
Adhäsionsverfahren 

− Mittelalter  246, 248 
− Neuzeit  254, 260 
− römisches Recht  37, 239, 240 
Streitgegenstandsbegriff  190, 192, 194 

 
Tacconi  154, 404, 431, siehe auch 

culpa in contrahendo 
Tatort  siehe auch Opferschutz 
− Beweisnähe  105 
− Erfolgsort  86 
− Handlungsort  86 
− Ubiquitätsprinzip  92 
− Vorhersehbarkeit  97 

 
Ubiquitätsprinzip  92, siehe auch Tatort 
Unitätslehre  288, 289 
UN-Kaufrecht  81 

 
Vereinheitlichungsprojekte 
− DCFR  355 
− PETL  353 
Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten 

Dritter 
− eigener Ansatz  492 
− Frankreich  293 
− Integritätsinteresse  451 
− Normenwidersprüche (IPR)  156 
− Österreich  351 
Vertrag zugunsten Dritter  293 
− eigener Ansatz  492 
vertragsakzessorische Anknüpfung  346, 

453 
− Art. 4 Abs. 3 S. 2 Rom II-VO  159 
− Art. 12 Abs. 1 Rom II-VO  426, 430 
− Kognitionsbefugnis am 

Vertragsgerichtsstand  177 
Vertragsbegriff, ökonomischer  425, 

428 
Vertreter ohne Vertretungsmacht  siehe 

falsus procurator 
Verwahrungsvertrag  441, 445, 460, 463 
− eigener Ansatz  499 
Vorhersehbarkeit  95, 486, 488 
Vorsatz  siehe Arglist 



554 Sachregister  

vorvertragliche Haftung  siehe culpa in 
contrahendo 

 
Wikingerhof  511 
− Abgrenzungskriterien  401, 405, 493 
− Lehre von den doppelrelevanten 

Tatsachen  214 
− Qualifikationsgegenstand  142 
− Rezeption  22 
− Sachverhalt und Entscheidung  20 

Zuständigkeit kraft 
Sachzusammenhangs  170, 184, 480, 
485 

− Kalfelis  12 
Zuständigkeitsklarheit  siehe 

Vorhersehbarkeit 
Zwischenbereich nach Koziol  346, 351, 

389 
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